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AKTUELL 

EFTA-Ministertagung 
(pafl) - Die reguläre Herbstta

gung des EFTA-Rates auf Minister
ebene findet am 16. und 17. Dezem
ber  im Hofburg-Kongresszentrum 
in Wien unter dem Vorsitz von 
Wolfgang Schüssel, Bundesminister 
für wirtschaftliche Angelegenheiten 
Österreichs, statt. Vor de r  Tagung 
der  Wirtschaftsminister wird eine 
gemeinsame Sitzung mit dem Parla
mentarierkomitee der  EFTA-Län-
der  abgehalten. Die EFTA-Minister 
haben den amtierenden Vorsitzen
den des Rates der  Europäischen 
Union, Willy Claes, Minister für 
Auswärtige Angelegenheiten Bel
giens, und Hans van den Broek, 
Mitglied der Europäischen Kom
mission, zur Tagung eingeladen. 

Z u  den wichtigsten Punkten der 
Tagesordnung zählen die letzten 
Vorbereitungen für das erwartete 
Inkrafttreten des EWR-Abkom-
mens am 1. Januar 1994 sowie die 
Beziehungen der EFTA zu Ländern 
Mittel- und Osteuropas. 

Die liechtensteinische Delegation 
steht unter der Leitung von Regie
rungsrat Dr. Michael Ritter. An  der 
Sitzung des Parlamentarierkomi
tees nehmen die Abgeordneten 
Otto Büchel und Alois Beck teil. 

Neuer Chef der Kurden-Partei 
(spk) Der  neue Vorsitzende der  

mit einigen Abgeordneten im türki
schen Parlament vertretenen De
mokratie-Partei (DEP), Hatip 
Diele, hat eine Lösung des Kurden-
Krieges in der  Türkei ohne die Ein
beziehung de r  Separatistenorgani
sation PKK (Arbeiterpartei Kurdi
stans) ausgeschlossen. Nach seiner 
Wahl am Kongress seiner Kurden-
Partei sagte Diele in Ankara, die 
PKK sei «keine terroristische Orga
nisation, sondern eine politische 
Partei». 

Ausländeranteil steuern 
Der  Bürgermeister Hamburgs, 

der  Sozialdemokrat Henning Vo-
scherau, meint, notfalls müsse die 
deutsche Verfassung geändert wer
den, um in Stadtteilen mit hohem 
Anteil von Ausländern deren weite
ren Zuzug zu unterbinden. Gegenü
ber der «Bild»-Zeitung verlangte e 
«kommunale Instrumente zur 
Steuerung der  Binnenwanderung» 
in Städten wie Hamburg, Berlin 
oder München. 

PLO-Chef Arafat in Den Haag 
Der Vorsitzende der PLO, Yassir 

Arafat, ist am Montag morgen zu 
einem eintägigen Besuch in den 
Niederlanden eingetroffen. E r  traf 
in Den Haag mit Ministerpräsident 
Ruud Lubbers, Aussenminister. Pie-
ter  Kooijmans und Wirtschaftsmini
ster Koos Andriessen zusammen. 
Ausserdem besichtigte der  PLO-
Chef den Internationalen Gerichts
hof der  U N O  im Haager Frieden
spalast. Am Nachmittag flog er  wei
ter  nach Strassburg. 

FBP-Parteitag nominierte Thomas Büchel und Dr. Cornelia Gassner 
Zustimmung von 85 Prozent der Delegierten zur Vereinbarung über die gemeinsame Regierungsbildung mit der Vaterländischen Union 

(G.M.) - «Die FBP hat den Hauptan
teil geleistet an der Entwicklung unseres 
Staates. Diese Tradition wollen wir wei
terführen durch eine konstruktive Poli
tik.». Mit diesen Worten bedankte sich 
Thomas Büchel für die Nomination zum 
Regierungschef-Stellvertreter und be
kräftigte den Willen am FBP-Parteitag 
am Montag abend in Vaduz zur Zusam
menarbeit. Der FBP-Parteitag nomi
nierte zudem Dr. Cornelia Gassner zur 
Regierungsrätin und bestellte Marie-
Louise Eberle sowie Reinhard Schaf-
hauser zu Stellvertretern. Ausserdem ge
nehmigte der Parteitag die Vereinba
rung über die gemeinsame Regierungs
bildung von V U  und FBP. 

FBP-Interimspräsident Otmar Hasler 
wies zu Beginn des Parteitages darauf 
hin, dass es um eine Weichenstellung 
gehe, indem über die Vereinbarung zur 
gemeinsamen Regierungsbildung ent
schieden werden müsse. Unter den zahl
reichen Delegierten, die als stimmbe
rechtigte Mitglieder am FBP-Parteitag 
teilnahmen, konnte e r  Ehrenpräsident 
Dr. Peter Marxer, den früheren Regie
rungschef Dr. Gerard Batliner, den ehe
maligen Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille sowie die beiden FBP-
Präsidenten Emanuel Vogt und Josef 
Biedermann begrüssen. 

Breit angelegte Verfahren 

Der  FBP-Interimspräsident erinnerte 
in seiner Begrüssungsansprache daran, 
dass die FBP-Gremien breit angelegte 
Verfahren für die Nomination der Re-
gierungsmitglieder sowie über die Ver
einbarung für die Regierungsbildung mit 
der  VU durchgeführt haben. In den zu
ständigen Parteigremien habe sich eine 
mehrheitliche Zustimmung zur Mitbe
teiligung ergeben, wobei sich diese Gre
mien der Chancen und Gefahren einer 
Mitbeteiligung als Minderheitspartner 
bewusst gewesen seien. Als Minderheits
partei müsse die FBP nun Problemlö
sungen aufzeigen, meinte Otmar Hasler, 
Arbeit leisten zum Wohle des Staates -

Der FBP-Parteitag nominierte Thomas Büchel und Dr. Cornelia Gassner zu Regierungsmitgliedern. Der Landtag wird am Mitt
woch die Wahl der Regierung vornehmen und dem Landesfürsten zur Ernennung vorschlagen. (Bild: Beat Schürte) 

und den Willen deutlich machen, wie
derum die Mehrheit im Land zu gewin
nen. Die FBP als Ganzes sei nun  gefor
dert, ihr Gewicht in eine politisch noch 
unerfahrene, junge Regierung einzu
bringen. 

Zustimmung zur Vereinbarung 
Erwartungsgemäss stimmte de r  FBP-

Parteitag der  ausgehandelten Vereinba
rung über  die gemeinsame Regierungs
bildung mit der  VU zu, nachdem sich 
schon die anderen FBP-Gremien 
grundsätzlich für eine Zusammenarbeit 
ausgesprochen hatten. Otmar Hasler 

stellte das in der Presse bereits veröffent
lichte Papier in den Grundzügen 
nochmals vor, das sich weitgehend-an 
frühere Koalitionsvereinbarungen 
anlehnt. E r  erwähnte insbesondere die 
Abmachung über die gemeinsame Aus-
senpolitik, wo es wörtlich heisst: «In aus-
senpolitischen Belangen führt die Regie
rung unbeschadet der  Ressortzuständig
keit eine gemeinsame Politik.» Im Unter
schied zu früheren Vereinbarungen 
wurde, um die Mitverantwortung und 
auch den Willen der FBP zur Mitwirkun
gen in der Aussenpolitik zu unterstrei-

Nationalisten werden stärkste Kraft in Russland 
Nur 13 Prozent für  Regierungsbündnis - Verfassungsentwurf angenommen 

Moskau (AP) Aus der ersten demo
kratische Parlamentswahl in Russland 
sind die Gegner der Reformpolitik von 
Präsident Boris Jelzin offenbar als stärk
ste politische Kraft hervorgegangen. Der 
Verfassungsentwurf der Regierung wur
de hingegen mit annähernd 60 Prozent 
gebilligt. Nach Teilergebnissen aus allen 
89 Republiken, Regionen und Gebieten 
der Russischen Föderation kam die ul
tranationalistische Liberal-Demokrati
sche Partei auf 20 Prozent der Stimmen. 
Das regierungstreue Bündnis Russlands 
Wahl erreichte lediglich 13 Prozent. Auf 
Platz drei landeten die Kommunisten, 
die zehn Prozent der Wähler für sich ge
winnen konnten. Mit 53 Prozent war die 
Wahlbeteiligung äusserst niedrig. 

Nach einer Hochrechnung aus dem In
formationszentrum des Präsidialbüros 
konnten vier weitere Parteien die Fünf
prozenthürde für den Einzug in die erste 
Kammer des Parlaments, die 450köpfige 
Staatsduma, überwinden. Darunter ist 
auch überraschend die Vereinigung 
Frauen Russlands. Ein Stimmenergebnis 
zwischen fünf und zehn Prozent erreich
ten ferner die sozialistische Agrarpartei, 
der  sozialdemokratisch orientierte Drei
erblock des Reformers Grigori Jawlins-
ki, und die Partei der  Russischen Einheit 
und Eintracht des stellvertretenden Mi
nisterpräsidenten Sergej Schachrai. 

Bestätigt wurde das sich abzeichnende 
Resultat aufgrund der Ergebnisse aus 18 
der 89 Verwaltungseinheiten, in denen 
die Auszählung zuerst abgeschlossen 
werden konnte. Demnach kam die Libe
ral-Demokratische Partei von Wladimir 

Schirinowski, der für die Erneuerung 
russischer Grossmachtpolitik eintritt, 
auf  22 Prozent, Russlands Wahl auf 14 
und die Kommunistische Partei auf neun 
Prozent. Nach der Anzahl der  Stimmen, 
die für die insgesamt 13 Parteienlisten 
abgegeben wurden, wird die Hälfte der 
450 Sitze in der Staatsduma vergeben. 
Die übrigen Abgeordneten wurden in 
den einzelnen Wahlbezirken direkt ge
wählt. Ersten Ergebnissen zufolge ge
wann Aussenminister Andrej Kosyrew 
einen Sitz bei der Direktwahl in Mur
mansk, wo er  sich gegen neun Mitbewer
ber durchsetzte. 

Bei der  Wahl zum Föderationsrat, der 
zweiten Kammer des Parlaments mit 
178 Mandaten, lagen am Montag 
zunächst noch keine umfassenden Er
gebnisse vor. 

Nach einer Meldung der Nachrichte
nagentur ITAR-Tass wird unter anderen 
der von Jelzin seines Amtes enthobene 
Leiter der  Gebietsverwaltung Swerdlo-
wsk, Eduard Rüssel, in den Föderations
rat einziehen. 

Das Verfassungsreferendum wurde 
mit annähernd 60 Prozent der  abgegebe
nen Stimmen gebilligt, wie die Zentrale 
Wahlkommission bekanntgab. 

Nach den gestern vorliegenden Ergebnisseh ging die rechtsgerichtete Liberal-Demo-
kratische Partei von Wladimir Schirinowski (links) als Sieger bei den russischen 
Wahlen hervor. 

chen, ein weiterer Satz in die Vereinba
rung aufgenommen, der folgenden Wort
laut hat- «Der von der FBP-gestellte 
Regierungschef-Stellvertreter wird zu 
diesem Zweck in die aussenpolitischen 
Verhandlüngs- und Entscheidungspro-
zesse miteinbezogen.» Die Vereinbarung 
wurde vom FBP-Parteitag nach diesen 
Erläuterungen gutgeheissen. In einer 
geheimen Abstimmung sprachen sich 85 
Prozent der Delegierten für diese Verein
barung aus, während 15 Prozent dagegen 
votierten. 

(Fortsetzung a u f  Seite 2) 

Verdächtiger im 
Tötungsdelikt 

Aufgrund wertvoller Hinweise aus der 
Bevölkerung und intensiver Zusammen
arbeit mit den Polizeikommandos 
Graubünden und St. Gallen, konnte so
wohl die Identität des Opfers als auch 
jene des mutmasslichen Täters festge
stellt werden. Beim Opfer handelt es 
sich um einen in Chur wohnhaften, 
25jährigen, verheirateten Italiener, beim 
mutmasslichen Täter um einen ca. 
40jährigen Landsmann des Opfers. Nach 
den bisherigen Ermittlungen handelt e s  
sich u m  ein Beziehungsdelikt. D e r  mut
massliche Täter ist zur Zeit  flüchtig und 
dürfte sich nach Italien abgesetzt haben. 
Fahndungsmassnahmen wurden einge
leitet. 

Befteiungsaktion 
verhindert 

A m  vergangenen Samstag konnte 
eine geplante Befreiungsaktion aus 
dem Untersuchungsgefängnis in Vaduz 
durch die Festnahme von zwei deut
schen Staatsangehörigen verhindert 
werden. Die Frau und der mann waren 
eigens aus Deutschland angereist, um 
einen Auslieferungshäftling zu befreien. 
Die Landespolizei konnte bei den fest
genommenen Personen verschiedenes 
Tarn- Und Befreiungsmaterial sowie 
vorbereitete Skizzen und Schriften fest
stellen. Ein Fluchtauto war bereits an
gemietet worden. Die Frau und der  
Mann werden der Staatsanwaltschaft 
verzeigt. 


